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A. Bericht des Abgeordneten Horstmeier 


Der oben angeführte Entschließungsantrag wurde i 
in der 24. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
2. März 1966 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend sowie an den 
Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich in seiner Sitzung am 29. Juni 1966 
eingehend mit dem Entschließungsantrag befaßt und 
dabei von den Regierungsvertretern folgende Tat- 
bestände zur Kenntnis genommen: 

— Eine unmittelbare Harmonisierung der Frachten 
s-ieht der EWG-Vertrag nicht vor. Es ist dort nur 
von einer gemeinsamen Verkehrspolitik die 
Rede. Es kann auch nicht damit gerechnet wer- j 
den, daß für den Verkehr gemeinsame Preise 
nach solchen Grundsätzen eingeführt werden, 
wie sie für den Bereich der Agrarmarktordnun- i 
gen grundlegend sind. Die strukturellen Unter- ■ 
schiede im Bereich des Verkehrs sind nach An- | 
sicht der für die gemeinsame Verkehrspolitik i 
Verantwortlichen so groß, daß auch dann, wenn j 
die Grundlagen für eine gemeinsame Verkehrs- ! 
Politik geschaffen sind, unterschiedliche Frachten j 
je nach Standort und Leistungsfähigkeit der ein- j 
zelnen Verkehrsbetriebe bestehen werden. ' 

Hinsichtlich der Verkehrspreise sind daher ledig- i 
lieh gemeinsame Vorschriften über die Anwen- ! 
düng vorgesehen. Die Harmonisierung in diesem | 
Bereich wird sich daher auch in Zukunft nicht auf 


die Höhe, sondern nur auf die Art ihrer Festset- 
zung und die Überwachung beziehen können. 
Unterschiede in der Systematik zwischen Agrar- 
preisen und Verkehrspreisen werden also auch 
nach völliger Integration des Gemeinsamen 
Marktes bestehen. 

— Eine Abgrenzung benachteiligter Gebiete, bei der 
zugleich dem Kriterium „Marktferne" Rechnung 
getragen wird, ist bisher in der Bundesrepublik 
nicht durchgeführt worden. Zwar wurden 1962 
durch Erlaß des BML die von Natur benachteilig- 
ten landwirtschaftlichen Gebiete gemeindeweise 
festgelegt. Diese Abgrenzung geschah aber aus- 
schließlich unter dem Gesichtspunkt, den land- 
wirtschaftlichen Betrieben dieser Gebiete im 
Rahmen der allgemeinen Agrarförderung des 
Bundes zusätzliche Hilfen zukommen zu lassen, 
die sich einerseits auf agrarstrukturelle Maßnah- 
men und andererseits auf einige wenige Spezial- 
maßnahmen erstrecken. Diese Abgrenzung eignet 
sich jedoch nicht für den im Entschließungsan- 
trag gewünschten Förderungszweck. 

— Futterbaubetriebe im Sinne des Grünen Berichts 
erzeugen in erster Linie Milch und Rinder. Diese 
Erzeugnisse sind aber EWG-Marktordnungen 
unterworfen. Soweit Beihilfen nicht ausdrück- 
lich in den Marktordnungen selbst zugelassen 
sind, dürfen solche Maßnahmen nur mit Zustim- 
mung der Organe der EWG gewährt werden. 
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Bei der gegebenen Sachlage dürfte aber nicht ; 
damit zu rechnen sein, daß die Organe der EWG | 
ihre Zustimmung zu den vorgeschlagenen Beihil- j 
fen geben werden, die ausschließlich mit Ver- j 
kehrstariferhöhungen begründet sind. Denn auch 
in den anderen EWG-Mitgliedstaaten sind 
Frachterhöhungen eingetreten. In Frankreich z. B. 
sind am 1. März 1966 die Gütertarife der franzö- 
sischen Staatsbahnen generell um 5,127 <’/o ange- 
hoben worden. 

Bei den Betriebsmitteln sind durch die Tariferhö- 
hungen keineswegs allgemein Verteuerungen 
eingetreten. Für Düngemittel sind die Tariferhö- 
hungen am 1. Juli 1966 in Kraft getreten. Dabei 
ist auch völlig offen, ob sich die Bezugspreise für 
die landwirtschaftlichen Betriebe erhöhen wer- 
den. Düngemittelpreise und Transportkosten sind 
— wenigstens in diesem Bereich — nicht unmit- 
telbar voneinander abhängig. Bei Stickstoff, Kali- 
und Kalkdüngemittel besteht infolge der Franko- 
Stationspreise ein Ausgleich der Frachtkosten 
zugunsten der Betriebe mit großen Zulaufentfer- 
nungen. Auch andere Betriebsmittel werden nach 
festen Preisen geliefert. Dabei besteht für die ' 
einzelnen Bezieher im allgemeinen keine unmit- 
telbare preisliche Abhängigkeit von den Trans- 
portkosten. 


Wegen der unterschiedlichen Absatz- und Be- 
zugsverhältnisse wird es daher nahezu ausge- 
schlossen sein, eine für alle Betriebsmittel ge- 
eignete Grundlage für den Ausgleich von Trans- 
portkostenerhöhungen zu finden. 

Außerdem läßt sich wegen der Abgrenzungs- 
schwierigkeiten auch nicht annähernd abschät- 
zen, wie hoch die finanziellen Aufwendungen 
sein würden, um die beantragte Frachtbeihilfe 
durchführen zu können. 

Auf Grund dieser Stellungnahme der Ressorts war 
die Mehrheit des Ausschusses der Auffassung, daß 
der Entschließungsantrag eine Umformulierung er- 
fahren müßte; er kam dabei zu der im Ausschuß- 
antrag unter Nummer 1 aufgeführten Fassung. Zu 
i Nummer 2 des Ausschußantrages schlug der Haus- 
haltsausschuß eine Änderung vor, der der feder- 
führende Ausschuß zustimmte. 

Im Laufe der Beratungen wurden die zuständigen 
Ministerien gebeten, dem Ausschuß zu gegebener 
Zeit einen Bericht darüber zu erstatten, wie das 
Problem der Frachten in marktfernen Gebieten der 
anderen Länder geregelt ist. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 5. Oktober 1966 

Horstmeier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Problem der Agrarfrachten ihre besondere 

Aufmerksamkeit zu schenken und zu prüfen, in 
welcher Weise die strukturelle Benachteiligung 
der Futterbaubetriebe in Höhengebieten durch 
Förderungsmaßnahmen ausgeglichen werden 

kann; 

2. zu prüfen, ob Beihilfen aus den ERP-Mitteln 
möglich sind und ob die Richtlinien für die Alt- 
hofsanierung und Aussiedlung so abgefaßt wer- 
den können, daß die Einbeziehung der Förderung 
der Einrichtung von Gästezimmern sicher- 
gestellt ist. 

Bonn, den 5. Oktober 1966 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Horstmeier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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